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Abréviations

BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
GPK Die Geschäftsprüfungskommissionen
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
BAG Bundesamt für Gesundheit
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
WAK-NR Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
MS Multiple Sklerose
HMG Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte
UVG Bundesgesetz über die Unfallversicherung
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
EKSF Eidgenössische Kommission für Suchtfragen
EPD Elektronisches Patientendossier
LMG Bundesgesetz über Lebensmittel und Gebrauchsgegenstände
AlkG Bundesgesetz über die gebrannten Wasser

OFAS Office fédéral des assurances sociales
CdG Les Commissions de gestion
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
OFSP Office fédéral de la santé publique
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
CER-CN Commission de l'économie et des redevances du Conseil national
VIH Virus de l'immunodéficience humaine
AOS Assurance obligatoire des soins
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
SEP Sclérose en plaques
LPTh Loi fédérale sur les médicaments et les dispositifs médicaux
LAA Loi fédérale sur l'assurance-accidents
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
CFLA Commission fédérale pour les questions liées aux addictions
DEP Dossier électronique du patient
LDAI Loi fédérale sur les denrées alimentaires et les objets usuels
Lalc Loi fédérale sur l’alcool 

01.01.65 - 01.01.22 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Chronique générale

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Santé, assistance sociale, sport

Im Dezember 2003 hiess der Nationalrat zwei Postulate seiner SGK gut, welche den
Bundesrat ersuchen, zusammen mit der Vorlage zur monistischen Spitalfinanzierung
einen Bericht über die Vertragsfreiheit für die ambulante und stationäre Pflege
vorzulegen sowie neben dem monistischen Modell auch eines auszuarbeiten, welches
auf einem durchgehend dual-fixen Prinzip (Pflegeheime inklusive) beruhen würde (Po.
02.3645). 1

POSTULAT
DATE: 08.12.2003
MARIANNE BENTELI

Politique de la santé

Dies soll auch im Hinblick darauf geschehen, die galoppierende Entwicklung der
Gesundheitskosten besser in den Griff zu bekommen. Da auf den Spitalsektor
annähernd 50 Prozent des Gesamtaufwandes für das Gesundheitswesen entfallen,
wurden vor allem hier Alternativen gesucht. Dabei standen die Bestrebungen um den
Ausbau der Spitex-Leistungen im Vordergrund, deren Uneinheitlichkeit und unsichere
Finanzierung Anlass zu zahlreichen Diskussionen gab. Der Nationalrat folgte der
Empfehlung seiner vorberatenden Kommission und sprach sich dafür aus, die Spitex-
Petition des 1. Schweizerischen Spitexkongresses, die u.a. die versicherungsmässige
Gleichstellung von Spitex- und Spitalpatienten fordert, an die mit der Revision der
Krankenversicherung beauftragte Kommission weiterzuleiten. Der Nationalrat überwies
ein Postulat Fischer (cvp, LU; Po. 88.872), welches den Bundesrat ersucht, zu prüfen, ob
nicht über die Invalidenversicherung angemessene Taggelder ausbezahlt werden
könnten, da die spitalexterne Pflege von den Angehörigen grosse materielle Opfer
verlangt. Von frauenpolitischer Seite wurde befürchtet, Spitex werde das traditionelle
Frauenbild weiter zementieren und zu bedenklichen Lücken in der Altersvorsorge
derjenigen Frauen führen, die für die Pflege ihrer Angehörigen einen
Erwerbsunterbruch in Kauf nehmen. Im Rahmen der 10. AHV-Revision gibt es deshalb
auch Stimmen, die vorschlagen, Betreuungsgutschriften nicht nur für die
Kindererziehung, sondern auch für die Betreuung pflegebedürftiger und alter
Angehöriger einzuführen. 2

POSTULAT
DATE: 17.03.1989
MARIANNE BENTELI

Mit einem diskussionslos verabschiedeten Postulat ihrer Kommission für Rechtsfragen
beauftragte die grosse Kammer den Bundesrat, einen Bericht und Vorschläge zu
unterbreiten, ob und wie die Aktivitäten und Massnahmen des Bundes im Kampf gegen
die verschiedenen Gefährdungen der Gesundheit wie beispielsweise Drogen,
Betäubungsmittel, Medikamentenmissbrauch, Alkohol, Tabak, Luftverschmutzung,
Radioaktivität etc. besser koordiniert und aufgrund einer allgemeinen und
übersichtlichen Strategie optimiert werden könnten. 3

POSTULAT
DATE: 02.06.1993
MARIANNE BENTELI

In der Schweiz erkrankt schätzungsweise jede vierte Frau und jeder fünfte Mann
mindestens einmal im Leben an einer Depression. Besonders gefährdet sind Kinder und
Jugendliche, ältere Menschen, von Armut betroffene Personen, Alleinerziehende (unter
ihnen vor allem die Mütter), Migrantinnen und Migranten. Der Bund und die kantonalen
Sanitätsdirektoren wollen deshalb im Rahmen des Projektes „Nationale
Gesundheitspolitik Schweiz“ (NGP-CH) Massnahmen zur Förderung, Erhaltung und
Wiederherstellung der psychischen Gesundheit ergreifen. Inhaltliche Stossrichtung ist,
anstatt einer „Medikalisierung“ des Leidens den Betroffenen eine aufbauende
Lebensgestaltung zu ermöglichen. Das Thema wurde im Parlament von zwei
überwiesenen Postulaten aufgenommen: Dormann (cvp, LU) regte eine
Ursachenforschung und eine Informationskampagne zum Thema Depression an,
Widmer (sp, LU) (Po. 02.3251) einen Bericht zu den hohen Suizidraten der Schweiz. 4

POSTULAT
DATE: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI
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Die nationalrätliche SGK vertrat die Auffassung, dass im Rahmen der Aufhebung des
Kontrahierungszwangs und der kantonsweisen Festlegung des medizinischen Bedarfs
(siehe hier) eine zuverlässige Statistik zur medizinischen Demographie unerlässlich
wird, die aber nicht auf kantonaler, sondern auf nationaler Ebene erfolgen sollte,
weshalb sie den Bundesrat in einem überwiesenen Postulat ersuchte, eine
entsprechende Studie in Auftrag zu geben. 5

POSTULAT
DATE: 18.06.2003
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat seiner SGK an, mit welchem der Bundesrat
eingeladen wird, die Prozesse der Umsetzung komplexer Reformvorhaben im
Gesundheitswesen zu analysieren und Vorschläge zu unterbreiten, wie künftig eine
kohärentere Vorbereitung und Umsetzung der Reformen unter Einbezug der Partner
im Gesundheitswesen sichergestellt werden kann. (Zur Rochade der Abteilung Kranken-
und Unfallversicherung vom BSV ins BAG, um ein eigentliches gesundheitspolitisches
Kompetenzzentrum zu realisieren, siehe hier) 6

POSTULAT
DATE: 08.12.2003
MARIANNE BENTELI

Einzelne Tätigkeitsfelder der Stiftung "Gesundheitsförderung Schweiz" wurden kritisch
hinterfragt. Nationalrätin Teuscher (gp, BE) machte sich in einer Anfrage (An. 07.1021)
Gedanken darüber, ob die Plakatkampagne der Stiftung, die insbesondere
übergewichtige Jugendliche ansprechen will, nicht die Gefahr berge, den vor allem bei
jungen Frauen verbreiteten Krankheiten Bulimie und Magersucht Vorschub zu leisten.
Bekämpft von Hutter (svp, SG) und damit vorderhand der Beratung entzogen wurde ein
Postulat Teuscher, welches den Bundesrat ersuchte zu prüfen, ob es nicht sinnvoller
wäre, den Anteil der „dick machenden“ Nahrungskomponenten, etwa die Transfette,
durch die gesetzliche Festschreibung einer Höchstgrenze zu reduzieren. Der Bundesrat
bezweifelte, ob dies zum Ziel führen würde: Fettleibigkeit entstehe durch das
Zusammenspiel mehrerer Komponenten (zu hohe Energiezufuhr bei mangelnder
Bewegung). Es gehe in erster Linie um eine Verhaltensänderung, wie sie von der
Kampagne der Stiftung angestrebt werde. 7

POSTULAT
DATE: 23.03.2007
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Hêche (sp, JU) verlangte vom Bundesrat, Massnahmen zur Früherkennung
von Darmkrebs zu prüfen und abzuklären, wie diese Massnahmen im Rahmen eines
landesweiten Früherkennungsprogramms umgesetzt werden können. Obwohl der
Bundesrat das Postulat aufgrund eines fehlenden gesetzlichen Auftrages zur Prävention
von nichtübertragbaren Krankheiten ablehnte, nahm der Ständerat den Vorstoss an. 8

POSTULAT
DATE: 10.06.2008
LINDA ROHRER

Ein Postulat Rennwald (sp, JU) beauftragte den Bundesrat, die Ausmasse des Dopings
am Arbeitsplatz zu untersuchen und eine umfassende Studie zu diesem Thema in
Auftrag zu geben. Der Postulant wies darauf hin, dass Fachleute in Unternehmen und
Arztpraxen eine Zunahme des Dopings am Arbeitsplatz feststellen und immer mehr
Berufsgruppen davon betroffen seien. Der Nationalrat folgte der Empfehlung des
Bundesrates und überwies den Vorstoss . 9

POSTULAT
DATE: 13.06.2008
LINDA ROHRER

Ein Postulat Maury Pasquier (sp, GE) forderte den Bundesrat auf, Ursachen und
Wirkungen der hohen Kaiserschnittraten in der Schweiz zu untersuchen sowie
Möglichkeiten zu identifizieren, um den negativen Auswirkungen sowohl für Mutter und
Kind als auch für das Gesundheitswesen entgegenzuwirken. Begründet wurde dieses
Postulat unter anderem mit einer Zunahme der Kaiserschnittraten um 10% in den
letzten Jahren und einer im internationalen Vergleich 20% höheren Kaiserschnittrate.
Der Bundesrat sah keinen weiteren Handlungsbedarf und wollte es den ärztlichen
Fachgesellschaften überlassen, Untersuchungen bezüglich dieser Thematik zu
unternehmen. Der Ständerat stellte sich aber gegen den Bundesrat und überwies das
Postulat mit 22 zu 8 Stimmen. 10

POSTULAT
DATE: 18.03.2009
LINDA ROHRER
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Ein Postulat Chopard-Acklin (sp, AG) aus dem Jahr 2010 gelangte im Berichtsjahr erneut
auf die Tagesordnung des Nationalrates. Der Postulant verlangt einen Bericht über eine
bessere Kontrolle über die Einhaltung der Vorschriften über den Gesundheitsschutz
am Arbeitsplatz um damit einen gewichtigen Präventionsbeitrag der kantonalen
Arbeitsinspektorate zur Senkung der Gesundheitskosten zu garantieren. Die Kontrolle
über die Einhaltung der Vorschriften zum Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz obliegt
gemäss Arbeitsgesetz den kantonalen Arbeitsinspektoraten. Da diese jedoch ihrer
Kontrollfunktion nicht genügend nachgingen, seien Massnahmen gefordert. Nachdem
2010 das Geschäft noch bekämpft worden war, konnte es sich im Berichtsjahr dank
eines Mitte-Links-Bündnisses mit 85 zu 74 Stimmen durchsetzen. 11

POSTULAT
DATE: 03.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Durch ein im Mai überwiesenes Postulat der SGK des Nationalrates wird der Bundesrat
beauftragt, einen Bericht zur Bisphenol-A-Problematik zu verfassen. Bisphenol-A (BPA)
ist eine Substanz, welche in den zur Verpackung von Lebensmitteln verwendeten
Kunststoffen allgegenwärtig ist und gesundheitsschädigend sein kann. Vor allem
Kleinkinder sind gefährdet, da BPA teilweise auch in Babyflaschen verarbeitet wird. In
seiner Stellungnahme beantragte der Bundesrat die Annahme des Postulats, und gab
gleichwohl an, dass eine Exposition gegenüber BPA bis anhin kein Risiko für die
Konsumentinnen und Konsumenten darstellte. Eine Notwendigkeit für besondere
Gesundheitsmassnahmen sah der Bundesrat nicht. Im Bericht wollte er aber Nutzen
und Gefahren von BPA abwägen um die eigene Position dazu allenfalls zu revidieren. 12

POSTULAT
DATE: 30.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein im Herbst angenommenes Postulat Hardegger (sp, ZH) beauftragte den Bundesrat,
in einem Bericht aufzuzeigen, wie die gesetzlichen Grundlagen insbesondere von Artikel
58 des Krankenversicherungsgesetzes (KVG) verbindlich umgesetzt werden können.
Dabei geht es namentlich um die Qualitätssicherung der von der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung übernommenen Leistungen. Die bis anhin freiwillige
Umsetzung von Systemen, Standards, Leitlinien und Massnahmen in der Patientinnen-
und Patientensicherheit, welche Fehler aufdecken und vermeiden sollen, sei angesichts
des Umfangs des vermeidbaren Leids und der einzusparenden Kosten nicht länger
haltbar, so die Einschätzung Hardeggers. Es seien daher flächendeckend
Fehlererfassungssysteme einzurichten und medizinische Erkenntnisse umzusetzen.
Ausserdem brauche es eine Kontrollinstanz, welche im Falle von Unterlassungen
Sanktionen aussprechen könne. Der Bundesrat unterstützte das Anliegen und merkte
bereits in seiner Antwort an, dass er im Rahmen seiner Qualitätsstrategie im
schweizerischen Gesundheitswesen ebensolche Programme umsetzen wolle. Das
Geschäft wurde vom Nationalrat diskussionslos angenommen. 13

POSTULAT
DATE: 13.12.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Bea Heim (sp, SO) forderte 2017 den Bundesrat mittels Postulat auf, zusammen mit den
Kantonen und den zuständigen Institutionen einen Bericht zur Digitalisierung im
Gesundheitswesen zu erstellen. Die Politik bezüglich E-Health-Strategie sei bis anhin
primär durch Themen wie das elektronische Patientendossier geprägt gewesen. Künftig
werde die Digitalisierung allerdings «noch viel mehr in der Gesundheitsversorgung
verändern», wobei dem Nutzen für die Versicherten sowie den Bedürfnissen der
Patientinnen und Patienten eine zentrale Position zukommen sollte. Daher forderte die
Postulantin, im Bericht einerseits die mit der Digitalisierung verbundenen Chancen,
aber auch Risiken für die Qualität im Gesundheitswesen aufzuzeigen und andererseits
anhand einer digitalen Gesundheitsagenda, welche einem Massnahmenplan entspricht,
Aufgabenzuständigkeiten zu beschreiben. Durch die digitale Gesundheitsagenda sollten
auf diese Weise unter anderem folgende Ziele erreicht werden: die Optimierung der
Behandlungsqualität; das Ausschöpfen des durch die Digitalisierung ermöglichten
Potentials für die Versorgung von chronisch Kranken, Gehbehinderten sowie älteren
Patientinnen und Patienten; die Stärkung der medizinischen Versorgung in ländlichen
Regionen wie auch die Kostenentlastung des Gesamtsystems. 
Der Bundesrat stimmte dem Anliegen der Postulantin in seiner Stellungnahme zu und
erklärte, man werde die im Vorstoss geforderten Schritte im Rahmen der Erarbeitung
der Strategie E-Health 2.0 prüfen. Stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat in
der Herbstsession 2017 an. 14

POSTULAT
DATE: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY
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Mittels Postulat forderte die Freiburger Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (cvp,
FR) Mitte Juni 2017 die Ausarbeitung eines zukunftsorientierten Berichts zur laufenden
Digitalisierung im Gesundheitsbereich.  Konkret soll der Bericht erwartete
Veränderungen im Berufsalltag von medizinischen Fachkräften bis 2030 und die
Auswirkungen der Digitalisierung auf deren Ausbildung sowie auf das Gesundheitswesen
insgesamt beinhalten. Ebenfalls Teil des Berichts sollen Begleitmassnahmen zur
Digitalisierung bezüglich Datenschutz und Akzeptanz durch die Patientenschaft sein.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme. Er verwies in seiner Stellungnahme
auf die Strategie E-Health Schweiz 2.0, im Zuge welcher die Umsetzung des Postulats
geprüft werden könne. In der Herbstsession 2017 nahm die grosse Kammer das
Geschäft stillschweigend an. 15

POSTULAT
DATE: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

Im Juni 2017 reichte Edith Graf-Litscher (sp, TG) ein Postulat zu den Chancen und
Risiken der digitalen Nachhaltigkeit im Gesundheitswesen ein. Mittels bundesrätlichem
Bericht sollen mögliche Vor- und Nachteile sowie notwendige Rahmenbedingungen zur
Nutzung des Potenzials und zur Minimierung von Risiken dargelegt werden. 
Die Landesregierung empfahl den Vorstoss zur Annahme und erklärte, dass im Kontext
der Strategie E-Health Schweiz 2.0 auf die Forderung eingegangen werden könne. 
Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat im September
2017 an. 
Im Juni 2019 wurde es schliesslich abgeschrieben – dies, nachdem die Strategie E-
Health Schweiz 2.0 Ende 2018 verabschiedet worden war. 16

POSTULAT
DATE: 29.09.2017
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Herbstsession 2018 forderte die SGK-NR mittels Postulat die Erstellung eines
Berichtes, welcher die für die Verbesserung der Versorgung von seltenen Krankheiten
notwendigen gesetzlichen Anpassungen und finanziellen Rahmenbedingungen
aufzeigen sollte. Bei zahlreichen der 19 Massnahmen des nationalen Konzepts «Seltene
Krankheiten» seien nicht nur der gesetzliche Auftrag, sondern auch die rechtlichen
Voraussetzungen, welche die Durchführung von Projekten und deren finanziellen
Unterstützung durch den Bund erlaubten, inexistent. Aufgrund der fehlenden
Rechtsgrundlage müssten die Beteiligten der entsprechenden Projekte allein für die
Projektmittel zur Verbesserung der Versorgung aufkommen. Damit die Versorgung
seltener Krankheiten sichergestellt werden könne, sei daher eine Überprüfung, wo
gesetzlicher Handlungsbedarf existiere, erforderlich.
In seiner Stellungnahme erklärte der Bundesrat, dass mit dem Konzept «Seltene
Krankheiten» beabsichtigt werde, die Versorgung der Betroffenen zu verbessern. Um
dieses Ziel zu erreichen, habe man die Akteure gut in die Projektentwicklung  integriert.
Das Projekt, welches im Mai 2015 lanciert worden war, sei bis Ende 2019 verlängert
worden. Die zusätzliche Zeit solle nun ermöglichen, die Schaffung von
Versorgungsnetzen und Referenzzentren zu intensivieren. Da dem Bund jedoch die
rechtlichen Kompetenzen fehlten, um Aktivitäten im Rahmen dieser Referenzzentren
finanziell unter die Arme zu greifen, sei der Bundesrat bereit, einen Bericht zu
erstellen, welcher sowohl den Ist-Zustand und den Handlungsbedarf als auch die
Verantwortlichkeit der Kantone und der anderen Stakeholder darlegen solle. Dabei
werde man sich bezüglich der Finanzierung an den in der Strategie des Bundesrates
«Gesundheit 2020» beschriebenen Finanzierungsgrundsätzen orientieren.
Stillschweigend nahm der Nationalrat den Vorstoss an. 17

POSTULAT
DATE: 19.09.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Mit der Strategie E-Health 2.0 erklärte der Bundesrat die Anliegen des Postulats Heim
(sp, SO) zur digitalen Gesundheitsagenda und den damit verbundenen Chancen und
Risiken als erfüllt. Er  beantragte daher in seinem Bericht über die Motionen und
Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2018 die Abschreibung des Geschäfts. Der
Nationalrat folgte diesem Antrag im Juni 2019 und schrieb das Postulat ab. 18

POSTULAT
DATE: 18.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat forderte Laurent Wehrli (fdp, VD) vom Bundesrat Auskunft über die im
Rahmen des elektronischen Patientendossiers (EPD) bereits ergriffenen Massnahmen
wie auch über solche, die noch zu ergreifen sind, um die Einführung des EPD
voranzutreiben und dessen Nutzung zu unterstützen. Da das Erstellen des EPD für die
Leistungserbringenden im ambulanten Bereich freiwillig ist, müssten Vertrauen in das
Instrument und die Motivation zu dessen Nutzung geschaffen sowie dessen Vorteile
konkret aufgezeigt werden. Balthasar Glättli (gp, ZH) hatte das Postulat in der

POSTULAT
DATE: 21.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Frühjahrssession 2019 bekämpft, da er aufgrund des Titels des Vorstosses eine
«flächendeckende Einführung» des EPD und die Verletzung der doppelten Freiwilligkeit
befürchtet hatte. Er zog die Bekämpfung Anfang Juni 2019 jedoch zurück, nachdem
Wehrli im Nationalrat erklärt hatte, dass das Geschäft keine Konsequenzen für den
bestehenden rechtlichen Rahmen habe. 
Bundesrat Berset befürwortete das Postulat im Namen des Gesamtbundesrats. Dabei
unterstrich er noch einmal die Wichtigkeit der doppelten Freiwilligkeit und erklärte,
dass man mit den Kantonen in Kontakt stehe, um die Fragen rund um das EPD zu klären.
Stillschweigend und diskussionslos nahm der Nationalrat das Geschäft gute zwei
Wochen später an. 19

In der Herbstsession 2019 schrieb der Nationalrat das Postulat Hardegger (sp, ZH) über
Fehlermeldesysteme und medizinische Erkenntnisse für die Verbesserung der
Patientensicherheit ab, da die Anliegen des Vorstosses in das Bundesratsgeschäft
«KVG. Zulassung von Leistungserbringern» (BRG 18.047) aufgenommen wurden. 20

POSTULAT
DATE: 11.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Im März 2019 reichte Samira Marti (sp, BL) ein Postulat zur Gesundheit von Lesben,
Schwulen und Bisexuellen (LGB) ein. Der Bundesrat soll einen Bericht erstellen, in dem
auf geschlechterspezifische Vergleiche mit der übrigen Bevölkerung und auf die
Identifizierung von Bereichen, in denen die Notwendigkeit zu spezifischen Massnahmen
besteht, eingegangen wird. Dabei sollen die Bereiche Zugang zur Medizin,
Selbsteinschätzung der Gesundheit, sexuelle Gesundheit, Substanzkonsum und mentale
Gesundheit abgedeckt werden. Aus internationalen Studien gehe hervor, dass Personen
der LGB-Community einen schlechteren Gesundheitszustand und einen erschwerten
Zugang zu Pflegeinstitutionen hätten als der Rest der Bevölkerung, erklärte die
Postulantin. Dies gelte vor allem für Frauen. Für die Schweiz fehlten allerdings
entsprechende «Zahlen und Fakten». Daher solle im Bericht eine Analyse des Schweizer
Gesundheitsrapports des BFS, welcher zwar Fragen zum Sexualverhalten und
gleichgeschlechtlichen Partnern und Partnerinnen enthalte, allerdings noch nie
diesbezüglich ausgewertet worden sei, für den Zeitraum 2007 bis 2017 integriert
werden, um so «unter Berücksichtigung möglicher weiterer nationaler Datenbanken
endlich eine Faktenbasis für die Schweiz» zu schaffen. 
Nachdem das Geschäft im Juni 2019 von Verena Herzog (svp, TG) bekämpft worden war,
befasste sich der Nationalrat in der darauffolgenden Herbstsession damit.
Gesundheitsminister Berset äusserte sich positiv zum Geschäft. Um die
Gesundheitsversorgung in der Schweiz zu optimieren, bedürfe es Daten, die für die
gesundheitliche Situation der gesamten Schweizer Bevölkerung repräsentativ seien,
bezüglich lesbischen, schwulen und bisexuellen Menschen gebe es jedoch Lücken.
Aufgrund seiner Homosexualität besonderes Gehör fand in dieser Frage vermutlich
SVP-Ratsmitglied Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Er gab zu bedenken, dass Homosexualität bis
in die Siebzigerjahre als Krankheit gegolten habe und ein solcher Bericht womöglich zu
einem ähnlichen Ergebnis kommen könne. Dadurch würde die Entstigmatisierung
wieder rückgängig gemacht und der «Opferstatus einer Gruppe, die nicht krank ist»,
verstärkt. 
Trotz diesen Worten wurde das Postulat mit 100 zu 90 Stimmen angenommen. Die
Fraktionen der Grünen, der SP und der GLP stimmten dem Vorstoss geschlossen zu, die
SVP-Faktion sprach sich geschlossen dagegen aus. Gespalten zeigten sich die
Fraktionen der FDP, CVP und BDP. Anders als Hans-Ueli Vogt stimmten die Nationalräte
Martin Naef (sp, ZH), Angelo Barrile (sp, ZH) und Hans-Peter Portmann (fdp, ZH), die
ebenfalls homosexuell sind, für das Postulat. 21

POSTULAT
DATE: 26.09.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Die APK-NR forderte den Bundesrat im Mai 2020 mittels Postulat dazu auf, in einem
Bericht mögliche Massnahmen zur Eindämmung von Zoonosen und zur Bekämpfung
ihrer Ursachen aufzuzeigen, welche die Schweiz im Zusammenhang mit der Strategie
der Internationalen Zusammenarbeit 2021–2024 ergreifen kann. Bei Zoonosen handelt
es sich um Infektionskrankheiten wie Tuberkulose, Tollwut oder Covid-19. Sie können
zwischen Mensch und Tier übertragen werden. 
In seiner Stellungnahme vom September 2020 beantragte die Landesregierung die
Annahme des Postulats. Diesem Antrag kam der Nationalrat in der darauffolgenden
Session stillschweigend nach. 22

POSTULAT
DATE: 21.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im Mai 2020 verlangte Andrey Gerhard (gp, FR) in einem Postulat mehr Informationen
zur Datengrundlage in der Corona-Pandemie. Dazu solle der Bundesrat in einem
Bericht den aktuellen Stand der Erhebung und Bearbeitung der Covid-19-Fallzahlen
sowie der Kapazität und Belegung der Spitalinfrastrukturen skizzieren, wobei der
Bericht auch Auskunft über die zeitliche Verfügbarkeit der Daten, die Datenqualität
oder die Übermittlung der Daten geben soll. In Anbetracht der Open Data Strategie des
Bundes solle zudem festgehalten werden, «welche technischen und organisatorischen
Massnahmen notwendig wären», um die Datenqualität zu verbessern, und wie zukünftig
auch Informationen zu Prozessen und zur Sammlungsinfrastruktur zugänglich gemacht
werden können. Der Bundesrat erachtete die Forderung als berechtigt und empfahl das
Postulat zur Annahme. Stillschweigend sprach sich der Nationalrat in der Herbstsession
2020 für den Vorstoss aus. 23

POSTULAT
DATE: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Jean-Pierre Grin (svp, VD) forderte den Bundesrat mittels Postulat dazu auf abzuklären,
ob Ethanol in die Liste der für die wirtschaftliche und gesundheitliche
Versorgungssicherheit des Landes notwendigen Produkte aufgenommen werden soll.
Durch die Covid-19-Pandemie sei der Stellenwert von Ethanol im Gesundheitssektor
und in der chemischen Industrie ersichtlich geworden. Das Produkt werde auch in den
kommenden Jahren von grosser Bedeutung sein, daher müsse es «für die
Landesversorgung [als] unverzichtbares Gut eingestuft werden». In seiner
Stellungnahme erklärte der Bundesrat, er habe bereits im Zusammenhang mit den
Motionen Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) und Gigon (gp, VD; Mo. 20.3448) angekündigt,
die Pflichtlagerhaltung im Zuge der Covid-19-Krise neu zu bewerten. Der Bundesrat
beabsichtige, die existierende Übergangslösung ab 2022 durch eine Ethanol-
Pflichtlagerhaltung abzulösen. Das WBF sei bereits mit der Ausarbeitung eines
Verordnungsentwurfes zu den Ethanol-Pflichtreserven betraut worden; die
entsprechende Vernehmlassung werde noch 2021 gestartet. Die Landesregierung
beantragte daher, das Postulat abzulehnen. Dem kam der Nationalrat in der
Wintersession 2020 denn auch stillschweigend nach. 24

POSTULAT
DATE: 18.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Frühjahrssession 2021 beschäftigte sich der Nationalrat mit einem Postulat
Reynard (sp, VS), welches die Prüfung einer möglichen Anpassung des UVG forderte, um
das Burnoutsyndrom als Berufskrankheit anzuerkennen und dessen Prävention zu
fördern. Reynard hatte das Postulat als eine Art Kompromiss eingereicht, nachdem
seine parlamentarische Initiative «Das Burnoutsyndrom als Berufskrankheit
anerkennen» abgelehnt worden war. In seiner eingereichten Begründung wie auch
während der Ratsdebatte führte der Postulant aus, dass neuste Zahlen zeigten, dass
seit 2012 ein Anstieg der Absenzen am Arbeitsplatz aufgrund psychischer Probleme um
50 Prozent zu verzeichnen sei. Das UVG decke das Burnoutsyndrom jedoch nicht ab,
weil dieses nicht als Berufskrankheit anerkannt werde. Somit befänden sich Personen,
die am Syndrom litten, in einer «nicht wirklich anerkannt[en]» Situation und könnten
häufig lediglich von einer beschränkten finanziellen Absicherung durch die OKP
ausgehen. Oft würden sie als depressiv eingestuft, was aber nicht einer Burnout-
Erkrankung entspreche. Wie bereits von mehreren europäischen Ländern festgestellt
und in deren Gesetzgebung angepasst, bestehe vielmehr ein Zusammenhang mit den
am Arbeitsplatz vorherrschenden Bedingungen. Der Bundesrat beantragte die Annahme
des Postulats.
Ursprünglich war die Behandlung des Geschäfts bereits für die Wintersession 2020
vorgesehen gewesen, das Anliegen war jedoch von Diana Gutjahr (svp, TG) bekämpft
worden. Als es sodann in der Frühjahressession 2021 behandelt wurde, argumentierte
Gutjahr, dass ein Burnout nicht kausal auf eine berufliche Tätigkeit zurückgeführt
werden könne. Es handle sich gewöhnlich um eine «multifaktoriell verursachte
Krankheit». Eine Ableitung psychischer Probleme von der Arbeitstätigkeit komme einem
«Misstrauensvotum den Arbeitgebern» und -geberinnen gleich. Gesundheitsminister
Berset hingegen unterstützte das Geschäft. Beim Burnout handle es sich um eine
ständig zunehmende Realität. Es sei daher zentral, über eine Reflexionsgrundlage zu
verfügen, welche es einem erlaube zu sehen, ob – und falls ja, wo – Handlungsbedarf
bestehe. Eine Mehrheit der grossen Kammer schienen die Worte Gutjahrs allerdings
mehr zu überzeugen. Mit 96 zu 87 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) stimmte der
Nationalrat gegen das Postulat, wobei die bürgerlichen Fraktionen mehrheitlich
respektive geschlossen (SVP) eine ablehnende Haltung einnahmen, während sich die
Ratslinke und die GLP-Fraktion für das Begehren aussprachen. 25

POSTULAT
DATE: 10.03.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Mittels Postulat forderte Daniel Frei (sp, ZH) den Bundesrat zu einer Bestandsaufnahme
der Situation der unfreiwilligen Einsamkeit in der Schweiz auf. Weiter soll aufgezeigt
werden, wie dieses Phänomen auf politischer Ebene angegangen werden könnte. Der
Postulant begründete sein Geschäft mit Studien aus Deutschland, dem Vereinigten
Königreich und den Vereinigten Staaten, gemäss welchen ein erheblicher
Bevölkerungsanteil – tendenziell vor allem ältere Personen – mit unfreiwilliger
Einsamkeit zu kämpfen habe. Einsamkeit könne zu physischen und psychischen
Erkrankungen führen und «negative soziale Auswirkungen» sowie finanzielle Folgen
haben. In den besagten Staaten versuche man dem Problem mit gezielten Kampagnen
und der Formulierung von Einsamkeitspolitiken zu begegnen. Es sei davon auszugehen,
dass die Situation in der Schweiz vergleichbar sei. Der Bundesrat bekräftigte in seiner
Stellungnahme die Bedeutung «[s]oziale[r] Teilhabe […] für eine gute psychische
Gesundheit». Angesichts der diesbezüglich bereits unternommenen Anstrengungen –
etwa im Zusammenhang mit der Strategie Gesundheit 2020 – sei er jedoch Ansicht,
dass es keines spezifischen Berichts bedürfe. Das Postulat kam in der Sondersession
2021 in den Nationalrat. Melanie Mettler (glp, BE), welche das Geschäft zwischenzeitlich
übernommen hatte, verzichtete auf ein Votum, woraufhin das Anliegen diskussionslos
mit 95 zu 85 (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt wurde. Während die Ja-Stimmen aus dem
Lager der geschlossen stimmenden SP-, GLP- und Grünen-Fraktion sowie von 7
Mitgliedern der Mitte-Fraktion stammten, sprachen sich neben 18 Parlamentarierinnen
und Parlamentariern der Mitte-Fraktion auch die SVP- und die FDP-Fraktion
geschlossen respektive praktisch geschlossen gegen das Postulat aus. 26

POSTULAT
DATE: 05.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Die WBK-NR reichte im April 2021 mit 14 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ein Postulat
mit dem Titel «Psychische Gesundheit unserer Jugend stärken» ein. Konkret forderte
sie die Erstellung eines dringlichen Berichts zu den Auswirkungen der Coronakrise auf
die psychische Gesundheit ebengenannter Gruppe, zu Massnahmen zu deren Wahrung
sowie zur Sicherstellung der entsprechenden Versorgung von Kindern und
Jugendlichen. Anlässlich der Sommersession 2021 nahm sich der Nationalrat des
Geschäfts an. Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) erklärte, eine
Mehrheit der Kommission erachte es als zentral, einen bis anhin fehlenden
Gesamtüberblick über die vorliegende Lage in der Schweiz zu schaffen. Fachkäfte und
-gremien würden immer wieder Besorgnis über die psychische Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen bekunden. Nadja Umbricht Pieren (svp, BE) führte indes für die
Kommissionsminderheit aus, dass sie es zwar nicht verneine, dass es sich um eine
anspruchsvolle Zeit für die betroffene Altersgruppe handle. Dennoch gehe sie davon
aus, dass sich der Grossteil der Personen schnell wieder erholen werde. Bei Kindern
und Jugendlichen, bei welchen dies nicht der Fall sei, sei die Krankheit allenfalls durch
die Pandemie ausgelöst, nicht aber verursacht worden. Sie sehe daher keine
Notwendigkeit für einen Bericht. Anderer Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er
betonte, der Bundesrat habe in seinen Corona-Massnahmen ein besonderes
Augenmerk auf die Gesundheit und Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen gelegt. Nach der ersten Welle sei es beispielsweise nicht mehr zu
Schulschliessungen gekommen und man habe die finanzielle Unterstützung für
Angebote wie denjenigen von Pro Juventute ausgebaut. Trotz dieses Fokus sei es im
Interesse des Bundesrates, zu wissen, was passiert sei und auf welche Weise sich dies
korrigieren lasse. Damit wolle die Landesregierung auch der Kritik begegnen, die ihr
gegenüber – teilweise politisch motiviert – geäussert worden sei. Folglich beantrage der
Bundesrat die Annahme des Postulats. Die grosse Kammer kam diesem Antrag mit 116 zu
59 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. 27

POSTULAT
DATE: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels eines Postulats ersuchte Baptiste Hurni (sp, NE) den Bundesrat, einen Bericht
zum psychischen Gesundheitszustand der Schweizerinnen und Schweizer zu erstellen.
Das Geschäft wurde in der Sommersession 2021 von Therese Schläpfer (svp, ZH)
bekämpft. Sie war der Ansicht, dass das Erteilen von psychologischen Ratschlägen nicht
in den Aufgabenbereich des Bundes falle und die psychischen Folgen der Pandemie
nicht durch die Pandemie, sondern durch die vom Bundesrat getroffenen Massnahmen
verursacht worden seien. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss im darauffolgenden
September. Hurni erklärte, dass sich die Covid-19-Pandemie und die damit
verbundenen Massnahmen wie die Lockdowns oder die sozialen und kulturellen
Einschränkungen gemäss Ärzteschaft negativ auf die psychische Gesundheit der
Bevölkerung ausgewirkt hätten. In besonderem Masse gelte dies für diejenigen
Personen, die bereits vor der Pandemie gefährdet gewesen seien. Da es bisher aber an
soliden und verlässlichen Daten fehle, die nötig seien, um im Bedarfsfall angemessene

POSTULAT
DATE: 16.09.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Massnahmen zu ergreifen, solle der Bund diesbezüglich eine ausführliche Studie
erstellen. Gesundheitsminister Berset unterstrich die Notwendigkeit verlässlicher
Informationen, aufgrund derer Entscheidungen getroffen werden könnten. Im Namen
des Gesamtbundesrats erklärte er sich dazu bereit, dem vom Postulanten geforderte
Anliegen auf Basis der Arbeit einer bereits existierenden Arbeitsgruppe und einer
Studie, welche vom BAG in Auftrag gegeben worden war, Rechnung zu tragen. Daher
empfahl er das Postulat zur Annahme. Die grosse Kammer kam dieser Aufforderung mit
101 zu 78 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. Während die Fraktionen der SP, GLP,
Grünen und der Mitte geschlossen oder grossmehrheitlich für das Postulat stimmten,
sprachen sich die FDP- und SVP-Fraktionen geschlossen respektive mit einer Ausnahme
gegen das Postulat aus. 28

Per Postulat forderte Christoph Eymann (lpd, BS) den Bundesrat auf, einen Bericht
bezüglich Massnahmen gegen die Gefährdung der Gesundheit von Kindern durch
Knopfbatterien auszuarbeiten. Verschluckt ein Kind eine entsprechende Batterie,
könne dies Konsequenzen wie Verätzungen der Speise- und Luftröhre haben, die mit
bleibenden Schäden oder gar dem Tod einhergingen. Aus diesem Grund habe es sich
eine Arbeitsgruppe aus Kinderärztinnen und -ärzten zur Aufgabe gemacht, ausgehend
vom «Welt-Knopfbatterie-Tag» neben Eltern und Lehrpersonen auch die Industrie und
die Politik für die Problematik zu sensibilisieren. Mögliche Massnahmen seien etwa
Verschluss-Sicherungen an Geräten oder die Einführung von «Fabrikationsnormen
ohne Gefährdungspotential». Es sei nun an der Politik, das Anliegen der Arbeitsgruppe
zu unterstützen. In seiner Stellungnahme erklärte sich der Bundesrat zu einer Analyse
bereit und beantragte die Annahme des Postulats. Stillschweigend folgte der
Nationalrat diesem Antrag in der Herbstsession 2021. 29

POSTULAT
DATE: 01.10.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Médecins et  personnel soignant

Der Ständerat überwies ein Postulat Seiler (svp, SH), welches den Bundesrat ersucht,
gerade auch im Hinblick auf den freien Personenverkehr in Europa die Überführung der
heute beim Schweizerischen Roten Kreuz angesiedelten Berufsausbildung im
Pflegebereich in die Kompetenz des Bundes zu prüfen. 30

POSTULAT
DATE: 04.03.1997
MARIANNE BENTELI

Mit einem im Juni des Berichtsjahres vom Nationalrat überwiesenen Postulat Schmid-
Federer (cvp, ZH) wird der Bundesrat beauftragt zu prüfen, wie die rechtlichen
Rahmenbedingungen für Pendelmigrantinnen, die in Schweizer Privathaushalten
Altersbetreuungsdienste leisten, verbessert werden können. Es ist beobachtet worden,
dass Care-Arbeit zunehmend durch Pendelmigrantinnen aus Deutschland und den
osteuropäischen EU-Staaten übernommen wird. Die geltenden rechtlichen
Rahmenbedingungen für diesen neu entstandenen Arbeitsmarkt seien diffus, teilweise
lückenhaft und böten ungenügenden Arbeitnehmerschutz. Die Postulantin merkte an,
dass mit einer zunehmenden Nachfrage nach Betreuungspersonal in Privathaushalten
der Erlass rechtlicher Rahmenbedingungen unerlässlich sei. Der Bundesrat teilte das
Anliegen uneingeschränkt und beantragte dessen Annahme, die durch den Rat
stillschweigend erfolgte. 31

POSTULAT
DATE: 15.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In einem Postulat Heim (sp, SO) wurde der Bundesrat aufgefordert, gemeinsam mit den
Kantonen zu prüfen, wie das Problem der Restfinanzierung ausserkantonaler
Pflegeheimaufenthalte gelöst werden könnte. Grundsätzlich soll die Wahlfreiheit
betreffend Pflegeplatz für Bedürftige gewährleistet werden. Konkreter steht das Tilgen
einer entstehenden Restfinanzierung bei allfälligen Wohnsitzwechseln
Pflegebedürftiger im Fokus. Davon seien auch Empfänger von Ergänzungsleistungen
betroffen. Der Bund solle unterstützend auftreten, um Lösungen mit den Kantonen
herbeizuführen. In einem ähnlich lautenden Postulat Bruderer (sp, AG) (Po. 12.4099)
wurde die Klärung dieser Problematik ebenfalls aus dem Ständerat gefordert. Unter
Bekräftigung, dass entsprechende Regelungen im Krankenversicherungsgesetz
untergebracht werden sollen, beantragte der Bundesrat die Annahme dieser beiden
Postulate. Beide Räte folgten ihrer jeweiligen Postulantin und dem Bundesrat und
überwiesen die Geschäfte. (Vgl. hier) 32

POSTULAT
DATE: 22.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

01.01.65 - 01.01.22 8ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Eine Übersicht über die rechtliche Gleichstellung der öffentlichen und privaten Spitex
zu erhalten, war das Bedürfnis der SGK des Nationalrates, die mit ihrem
entsprechenden Postulat eine Bestandsaufnahme vom Bundesrat verlangte. Sie nahm
damit ein älteres Anliegen auf. Dabei sollte besonderes Augenmerk auf allfällige
Ungleichbehandlungen der Kundinnen und Kunden privater und öffentlicher
Spitexorganisationen bezüglich deren Rechte und Pflichten gelegt werden.
Finanzierung, Mehrwertsteuer, die Qualität der Leistungen, Anstellungsbedingungen
sowie Modalitäten über den Ausbildungsstand der Pflegenden sollten im geforderten
Bericht erläutert werden. Ebenso sollte die Versorgungssicherheit thematisiert werden.
Einstimmig hatte sich die Kommission entschlossen, dieses Postulat einzureichen. Ihre
Sprecherin Herzog (svp, TG) verdeutlichte die Beweggründe für diesen Schritt mit der
demografischen Entwicklung und den daher rührenden Herausforderungen für die
Pflege und die Altershilfe. Grundsätzlich werde davon ausgegangen, dass es sowohl
privater, als auch öffentlicher Dienstleister bedürfe, die Rahmenbedingungen für deren
Tätigkeiten müssten jedoch abgesteckt werden. Gerade in Entlöhnungsfragen und
buchhalterischen Bestimmungen zu Mehrwertsteuerpflicht und Subventionierung
müsse Klarheit geschaffen werden. Die Kommission stützte sich für ihren Ausblick auch
auf eine Studie der Universität Basel, gemäss welcher die Kosten im Pflegebereich bis
2035 beträchtlich steigen und jährlich über CHF 30 Mrd. betragen werden. Gegenüber
dem Jahr 2012 entspreche dies einem Plus von 177 Prozent – eine „Kostenexplosion”,
vor der Herzog und mit ihr die Kommission warnen wollte. In ihrem Votum wurde auch
die Marktsituation angesprochen, die momentan neuen Modellen hinderlich sei.
Insofern müsse man sich vergegenwärtigen, wie auch eine Versorgungslücke in der
Pflege verhindert werden könne.
Der Bundesrat wollte von diesem Auftrag nichts wissen respektive verwies auf laufende
Projekte, wie die Evaluation der Neuordnung der Pflegefinanzierung, zu welcher der
Schlussbericht zu diesem Zeitpunkt noch nicht vorgelegt worden war. Zudem gab die
Regierung auch zu bedenken, dass die Reglementierung von Spitexorganisationen Sache
der Kantone sei, weswegen die Bundesgesetzgebung ohnehin nur beschränkte Wirkung
entfalten könne. Einen Bericht zu erstellen sei daher nicht nötig. Gesundheitsminister
Berset erwähnte im Rahmen der Behandlung des Postulats im Nationalrat in puncto
Mehrwertsteuerpflicht auch noch einmal die Ansicht der Regierung, wie sie bereits zu
einem älteren Geschäft formuliert worden war und offensichtlich immer noch ihre
Gültigkeit hatte: Steuerausnahmen beeinträchtigten die Wettbewerbsneutralität der
Mehrwertsteuer, was zu Wettbewerbsverzerrungen führen könne. Gegen den Willen der
Regierung wurde das Postulat vom Plenum aber mit 114 zu 61 Stimmen und 7
Enthaltungen gutgeheissen. 33

POSTULAT
DATE: 13.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Médicaments

Der Nationalrat überwies ein Postulat Hubmann (sp, ZH), welches den Bundesrat
ersucht, im Rahmen der gesamtschweizerischen Stop-Aids-Kampagne eine Kampagne
speziell für die Zielgruppe der heterosexuellen Männer durchzuführen. Hubmann
begründete dies damit, dass die Neuansteckungen mit dem HI-Virus zwar generell
rückläufig seien, dass sie aber gerade in der heterosexuellen Bevölkerung zugenommen
hätten. Eine Kampagne für Männer sei deshalb angebracht, weil es Situationen gebe, in
denen sich Frauen nicht aktiv schützen könnten, beispielsweise wenn ihnen die Männer
ihre gelegentlichen ausserpartnerschaftlichen Sexualkontakte verschweigen. 34

POSTULAT
DATE: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Das Postulat Ingold (evp, ZH) zu Human Enhancement wurde Mitte 2015 abgeschrieben,
da die aufgegriffenen Forderungen inzwischen erfüllt wurden. Der in der
bundesrätlichen Antwort auf das Postulat in Aussicht gestellte Bericht
(«Leistungssteigernde Arzneimittel») wurde am 6.11.2014 publiziert, womit dieses
Geschäft erledigt wurde.
Der Bericht enthält eine Auslegeordnung über Neuroenhancement und die
therapeutische Anwendungen solcher methylphenidathaltigen Arzneimittel, wobei der
Fokus auf verschreibungspflichtige Pharmaka gelegt wurde. Der Bericht geht davon aus,
dass etwa 4 Prozent der erwerbstätigen oder sich in Ausbildung befindlichen
Bevölkerung mindestens einmal verschreibungspflichtige Arzneimittel zur
Stimmungsaufhellung oder Leistungssteigerung eingenommen hat, ohne jedoch eine
medizinische Indikation zu haben. Dies entspreche jedoch noch keinem
problematischen Konsum und die Verbreitung sei ebenfalls nicht besorgniserregend.
Die verfügbaren Daten liessen aber andererseits keine genaueren Rückschlüsse zu. Der
Bundesrat äusserte im Bericht gleichwohl seine Absicht, die Entwicklung betreffend die

POSTULAT
DATE: 15.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Nutzung und Verschreibung von Neuroenhancern zu verfolgen. Ebenso solle die
Verwendung von leistungssteigernden Substanzen in der Nationalen Strategie Sucht
mitberücksichtigt werden, was wiederum eine Abdeckung über die Suchthilfe
ermöglichen könne. Davon versprach sich die Regierung eine frühzeitige Debatte zu
solchen Medikamenten mit der Chance, bei auftretenden Problemen rasch Handeln zu
können. 
Die Nutzung und Verschreibung von methylphenidathaltigen Arzneimitteln stehe in
starkem Zusammenhang mit ADHS. 3 bis 5 Prozent der Jugendlichen in der Schweiz
seien von diesem Leiden betroffen. Rund ein Viertel davon werde mit solchen
Medikamenten behandelt. Dabei sei aber eine Zunahme zu verzeichnen, was jedoch vor
allem auf eine vermehrte Nutzung durch erwachsene Personen zu erklären sei. Die
Abgabe an Kinder und Jugendliche verharre auf stagnierendem Niveau. Gemäss
Bundesrat sei diese Behandlungsrate adäquat.
Abschliessend zeigte die Regierung vier Handlungsempfehlungen auf. Bezüglich
Neuroenhancement gelte es ein Monitoring aufzubauen und zu prüfen, welche
Anpassungen im Suchtmonitoring Schweiz nötig seien, um die Entwicklungen in diesem
Bereich abzubilden. Ferner gelte es auch, Neuroenhancement in die Suchtprävention
aufzunehmen. Bezüglich der therapeutischen Anwendung von methylphenidathaltigen
Arzneimitteln wurde das BAG beauftragt, die Entwicklungen zu beobachten und
regelmässig zu kommunizieren. Zudem müsse bezüglich des Einsatzes von solchen
Substanzen die Qualitätssicherung hochgehalten werden, wofür eine Arbeitsgruppe
Ritalin federführend aktiv werde. Dafür werde eine Datenbank in der Kinderheilkunde
fortgeführt. 35

Ständerätin Liliane Maury Pasquier (sp, GE) wollte den Bundesrat mittels Postulat zur
Ausarbeitung eines Berichtes über die reproduktionsschädigende Wirkung des
Antieptileptikums Depakine und dessen Generika bzw. des Wirkstoffes Valproat
beauftragen. Laut der Postulantin würden 10 Prozent der Kinder von Frauen, welche
während der Schwangerschaft Valproat einnahmen, mit Missbildungen wie einer Spina
bifida oder einem Herzfehler geboren. 30 bis 40 Prozent wiesen Entwicklungsstörungen
auf. Obwohl die Effekte von Depakine, welches vor fünfzig Jahren auf den Markt kam,
seit längerer Zeit bekannt seien, würden werdende Eltern nicht genügend über die
bestehenden Risiken informiert. So sei das Medikament alleine in Frankreich zwischen
2007 und 2014 über 14'000 Schwangeren verschrieben worden – ohne jeglichen
Verweis auf mögliche Nebenwirkungen. In der Folge sei eine strafrechtliche
Untersuchung eröffnet, eine Sammelklage eingereicht und ein Entschädigungsfonds
eingeführt worden. Auch in der Schweiz hätten im vergangenen Jahr mehrere
betroffene Familien aufgrund fehlender Risikoaufklärung die Gerichte angerufen. Die
Behandlungsrisiken für Schwangere würden erst seit 2015 klar als Nebenwirkung
aufgeführt. Da die Schweiz kein Register über Verschreibungen kenne und die Meldung
von schwerwiegenden Nebenwirkungen erst seit 2012 obligatorisch sei, sei die Zahl der
schwangeren Frauen, welche das Medikament verabreicht bekamen, unbekannt, so die
Postulantin. Ihr geforderter Bericht soll daher die Zahl der bei Swissmedic gemeldeten
Geburtsschäden und Entwicklungsstörungen, die im Zusammenhang mit Valproat
stehen, aufzeigen und gleichzeitig abschätzen, wie viele Fälle in Zukunft erwartet
werden würden. Zudem soll die Wirksamkeit der kürzlich eingeführten Massnahmen –
unter anderem die Aktualisierungen der Arzneimittelverpackung und der
Fachinformationen – zur Prävention neuer Fälle bewertet und eine Erklärung dafür
geliefert werden, weshalb Frauen erst Jahre nach dem Bekanntwerden der
reproduktionsschädigenden Wirkungen systematisch informiert wurden. Auch im
Bericht enthalten sein sollen Vorschläge, welche dazu dienen, ähnliche Vorkommnisse
bei anderen Medikamenten zu verhindern. Um den Leidtragenden den
Entschädigungszugang auch nach mehreren Jahren garantieren zu können, sollen die
bestehenden Instrumente und notwendigen Gesetzesänderungen ebenfalls dargestellt
werden.
Bundesrat Alain Berset erklärte, dass die von der Postulantin aufgeworfenen Fragen
auch den Bundesrat beschäftigten. Er und seine Ratskolleginnen und -kollegen seien
der Meinung, dass vor allem die Schadensprävention verbessert werden müsse, was
unter anderem das Ziel des Bundesratsgeschäftes zur Qualitäts- und
Wirtschaftlichkeitssteigerung des Gesundheitssystems sei. Daher beantragte er die
Annahme des Postulates. 
Die kleine Kammer folgte diesem Antrag und nahm den Vorstoss stillschweigend an. 36

POSTULAT
DATE: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY
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Jürg Stahl (svp, ZH) wollte den Bundesrat im März 2019 mittels Postulat beauftragen,
abzuklären, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen Artikel 27 des HMG
und gegebenenfalls weitere Bestimmungen dahingehend geändert werden können, dass
der Versandhandel mit nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln ohne Minderung
der Behandlungssicherheit und ohne Qualitätsminderung gegenüber der Abgabe durch
den Fachhandel zugelassen wird. Die Ergebnisse sollen in Form eines Berichtes
festgehalten werden. Stahl begründete seinen Vorstoss damit, dass der Druck, den
Arzneimittelversandhandel zu liberalisieren, von verschiedenen Seiten her
zugenommen habe. Dies äussere sich auch darin, dass vermehrt auf ausländischen
Plattformen mit oft fragwürdiger Kompetenz Medikamente bestellt würden, deren
Herkunft oftmals ungewiss sei und deren Qualität in keiner Weise den schweizerischen
Anforderungen entspreche. Weiter führte Stahl in seiner eingereichten Begründung
aus, dass der Bundesrat die Situation eingehend analysieren und darstellen solle, was
die Einführung des Versandhandels für die entsprechenden Medikamente für
Apotheken und Drogerien, die Versorgung der Bevölkerung und die Patientensicherheit,
die Beratungsqualität sowie für die direkten und indirekten Kosten für das
Gesundheitssystem bedeuten würde. Zudem soll im Bericht auch aufgezeigt werden, ob
der Versandhandel mit Arzneimitteln die Festlegung neuer Parameter erfordere. Der
Bundesrat beantragte Annahme des Geschäfts. In der Sommersession 2019 kam der
Nationalrat diesem Antrag nach und stimmte dem Postulat stillschweigend und
diskussionslos zu. 37

POSTULAT
DATE: 21.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY

Ende November 2021 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung eines
Postulats Stahl (svp, ZH) zum Versandhandel mit nichtverschreibungspflichtigen
Arzneimitteln. Das Postulat hatte den Bundesrat aufgefordert, die Zulassung
ebendieses Versandhandels, welcher derzeit grundsätzlich untersagt ist, zu prüfen. Der
Bundesrat kam im Bericht zum Schluss, dass die diesbezüglich geltenden
Bestimmungen des HMG einer Revision bedürften. Dabei plane er, die gesetzlichen
Rahmenbedingugen zu schaffen, unter denen die Abgabe von
nichtverschreibungspflichten Arzneimitteln in Apotheken und Drogerien physisch sowie
online ermöglicht wird; jedoch müssten jederzeit die Erfordernisse in Sachen
Patientensicherheit sowie bezüglich der Qualität der abgegebenen Produkte
gewährleistet sein. Die Regierung werde bis Anfang 2023 einen Entwurf zur Revision
des HMG präsentieren. 38

POSTULAT
DATE: 24.11.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Recherche médicale

Eine Motion Cavadini (fdp, TI; Mo. 90.915) für höhere Bundesbeiträge an die
Krebsforschung wurde abgeschrieben, da vom Bundesrat in seiner Botschaft über die
Förderung der Wissenschaft 1992–1995 bereits berücksichtigt. Im Ständerat wurde eine
analoge Motion Huber (cvp, AG; Mo. 90.899) aus denselben Gründen zurückgezogen.
Hingegen überwies die grosse Kammer diskussionslos ein von Baumberger (cvp, ZH)
übernommenes Postulat Eisenring (cvp, ZH; Mo. 91.3342), welches den Bundesrat
einlädt, seine Mittel im Bereich der Erforschung der Multiplen Sklerose (MS) deutlich
zu erhöhen. 39

POSTULAT
DATE: 06.11.1991
MARIANNE BENTELI

Stupéfiants

Der Nationalrat überwies ein Postulat Zwygart (evp, BE) mit dem Ziel eines vermehrten
Schutzes der Jugend vor Tabakmissbrauch. Der Postulant regte insbesondere ein
Verbot des Verkaufs von Tabakwaren und der Verteilung von Gratismustern an
Jugendliche sowie Massnahmen gegen die unkontrollierte Abgabe von Tabakwaren an
Automaten an. 40

POSTULAT
DATE: 22.03.1991
MARIANNE BENTELI

Mit einem angenommenen Postulat wies Ständerat Frick (cvp, SZ) auf das Problem hin,
dass im Rahmen der Invalidenversicherung auch Drogen- und Alkoholkranke
rentenberechtigt sind, bei Auszahlung an die Berechtigten die Renten oftmals aber
nicht zweckentsprechend für den Lebensunterhalt verwendet werden, sondern direkt
wieder in die Beschaffung des Suchtmittels fliessen. Er bat den Bundesrat, einen
Bericht über die Anzahl rentenberechtigter Suchtkranker auszuarbeiten und geeignete
Massnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Renten zum Unterhalt der
Berechtigten und ihrer Familien verwendet und nicht umgehend in legale oder illegale

POSTULAT
DATE: 02.03.1993
MARIANNE BENTELI
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Suchtmittel umgesetzt werden. 41

Da die Praxis des Bundesrates und der Eidg. Alkoholverwaltung parallel vier Ziele
verfolgt, die zueinander in einem Spannungsverhältnis stehen können, nämlich
Gesundheits-, Fiskal-, Landwirtschafts- und Gewerbepolitik, regte die GPK des
Nationalrates in einem überwiesenen Postulat an, Bundesrat und Verwaltung sollten die
aus der Verfassung ableitbare Priorität der Gesundheitspolitik vermehrt zum Ausdruck
bringen. 42

POSTULAT
DATE: 06.05.1994
MARIANNE BENTELI

Mit 69 zu 38 Stimmen lehnte der Nationalrat ein Postulat Leuba (lp, VD) ab, welches
den Bundesrat ersuchte, den in der Verkehrsregelnverordnung festgesetzten
Grenzwert der Blutalkoholkonzentration von heute 0,8 Promille nicht zu senken. Der
Bundesrat verwies darauf, dass diese Frage europaweit zur Diskussion stehe, weshalb er
sich im jetzigen Zeitpunkt nicht binden möchte. 43

POSTULAT
DATE: 05.06.1996
MARIANNE BENTELI

Ein Postulat Zwygart (evp, BE), welches anregt, die Tabakverordnung durch einen Artikel
zu ergänzen, welcher den Verkauf von Tabakerzeugnissen an Jugendliche unter 16
Jahren untersagt, wurde vom Nationalrat angenommen. 44

POSTULAT
DATE: 13.12.1996
MARIANNE BENTELI

Bei der Behandlung der Drogen-Initiativen diskutierte der Ständerat auch eine
Standesinitiative des Kantons Solothurn aus dem Jahr 1992 (St.Iv 92.312). Diese
beantragte insbesondere die Entkriminalisierung des Drogenkonsums, ein
Staatsmonopol für Anbau, Herstellung, Einfuhr, Handel und Vertrieb von illegalen
Betäubungsmitteln sowie einen Ausbau von Prävention, Betreuung und Behandlung. In
ihren Erwägungen stellte die vorberatende Kommission fest, dass seit 1992 ein
grundsätzlicher Wandel in der schweizerischen Drogenpolitik stattgefunden habe
(Ausbau der 4-Säulen-Strategie, medizinisch kontrollierte Abgabe usw.), der es
ermögliche, einen für alle akzeptablen Mittelweg zu gehen. Aus diesem Grund wollte sie
der Standesinitiative nicht direkt Folge geben. Sie hielt aber die Grundabsicht, Raum
für neue Lösungsmöglichkeiten zu öffnen, für prüfenswert und formulierte deshalb ein
Kommissionspostulat, das sich stark an den Solothurner Text anlehnt, dessen
imperativen Charakter jedoch abschwächt. Das Postulat wurde mit 23 zu 13 Stimmen
angenommen. 45

POSTULAT
DATE: 31.12.1996
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen der Beratungen des Tabaksteuergesetzes  überwies der Nationalrat ein
Postulat seiner WAK, das den Bundesrat ersucht, die Möglichkeit zu prüfen,
verbindliche Richtlinien zum Schutz vor dem Passivrauchen zu erlassen, beispielsweise
durch Einschränkungen des Rauchens im öffentlichen Raum oder durch die Einführung
und Ausdehnung rauchfreier Zonen. Die grosse Kammer nahm zudem ein Postulat
Berberat (sp, NE) (Po. 02.2347)  an, das verlangt, dass in der laufenden Revision der
Tabakverordnung verboten wird, einzelne Zigaretten oder Packungen von weniger als 20
Stück Zigaretten an Jugendliche abzugeben. Berberat begründete seinen Vorstoss
damit, dass die Möglichkeit, sich gewissermassen probehalber eine geringe Mengen
Zigaretten zu beschaffen, den Einstieg in den Konsum fördere. 46

POSTULAT
DATE: 04.10.2002
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Simoneschi (cvp, TI), welches den Bundesrat
ersucht, die notwendigen Massnahmen zu treffen, um die langfristige finanzielle
Sicherstellung der Aktion „Nez rouge“ und ähnlicher Projekte zu ermöglichen. In dieser
Aktion bieten Freiwillige an, nicht mehr fahrtüchtige Festbesucher mitsamt deren Auto
sicher nach Hause zu fahren, was besonders in ländlichen Regionen von grosser
Bedeutung ist. 2000 hatte der Bund entschieden, seine Beiträge an den Fonds für
Verkehrssicherheit, der die Aktivitäten von „Nez rouge“ weitgehend bezahlte, drastisch
zu reduzieren, weshalb die Finanzierung nicht mehr gewährleistet ist. 47

POSTULAT
DATE: 21.03.2003
MARIANNE BENTELI
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Im Einvernehmen mit dem Bundesrat überwies der Ständerat ein Postulat Marty Kälin
(sp, ZH), das diesen einlädt darzulegen, wie das Verkaufsverbot von Alkohol an
Jugendliche durchgesetzt werden kann. Er soll dabei insbesondere auch prüfen, ob der
Entzug des Alkoholverkaufspatentes nach Missachtung des Verkaufsverbotes zum Ziel
führen könnte. 48

POSTULAT
DATE: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat nahm ein Postulat seiner Kommission für soziale Sicherheit und
Gesundheit (SGK) an, welches unter Verwendung eines Teils von Vermögenswerten, die
im Rahmen von Verstössen gegen das Betäubungsmittelgesetz beschlagnahmt wurden,
die Versorgungssicherheit der stationären Einrichtungen der Suchtrehabilitation
sicherstellen wollte. 49

POSTULAT
DATE: 28.09.2010
LUZIUS MEYER

Im März 2014 hat der Nationalrat ein Postulat seiner SGK angenommen, womit der
Bundesrat Bericht über die Kostendeckung von Ausnüchterungszellen erstatten soll.
Das Postulat ist im Zusammenhang mit der Umsetzung des zweiten Teils der
parlamentarischen Initiative Bortoluzzi (svp, ZH) eingereicht worden. Dieser wollte die
durch exzessiven Alkoholkonsum resultierenden Kosten für die Belegung von
Ausnüchterungszellen auf die Konsumenten überwälzen. Der im Kommissions-Postulat
geforderte Bericht soll vor allem aufzeigen, mit welchen Mitteln und auf welcher
Rechtsebene die Forderung nach Deckung der Kosten der Ausnüchterungszelle durch
die Verursacher respektive ihre gesetzlichen Vertreter am sinnvollsten und
effizientesten erreicht werden kann. Der Bundesrat hatte seine Bereitschaft zu einer
Evaluation bei den Kantonen signalisiert, entsprechend kam das Postulat im Ratsplenum
diskussionslos durch. 50

POSTULAT
DATE: 10.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im März 2018 nahm der Ständerat ein von Paul Rechsteiner (sp, SG) eingereichtes
Postulat an, mit welchem der Bundesrat beauftragt wurde, bis Ende 2019 einen Bericht
über die Perspektiven der schweizerischen Drogenpolitik für das kommende Jahrzehnt
auszuarbeiten. Dabei sollten die in den letzten zehn Jahren gesammelten Erfahrungen
sowie auch die Entwicklungen auf internationaler Ebene behandelt werden –
namentlich in Bezug auf die Droge Cannabis. Der in den Neunziger Jahren entwickelte
Vier-Säulen-Ansatz (Prävention, Therapie, Schadensminderung, Repression), welcher in
der Vergangenheit in der Drogenpolitik erfolgreich zur Anwendung gekommen war,
entspreche nicht mehr der gegenwärtigen Situation. Betroffen davon sei vor allem das
Cannabis, zu welchem in vielen Ländern neue Regulierungen beschlossen wurden.
Gemäss dem Postulanten sei es auch in der Schweiz an der Zeit, eine
Standortbestimmung vorzunehmen.
Vor dem Hintergrund der Entwicklung, welche die Drogenpolitik auf verschiedenen
Ebenen durchgemacht hatte, und der nationalrätlichen Motionsserie zum
Experimentierartikel als Grundlage für Studien zur regulierten Cannabis-Abgabe sah
auch der Bundesrat Handlungsbedarf und beantragte die Annahme des Postulates.
Anhand des Berichtes zu „10 Jahre Betäubungsmittelgesetz-Revision" und des Updates
zum Cannabisbericht 2008, welche die EKSF im Herbst 2018 respektive Frühling 2019
herausgeben werde, wolle er in Erfüllung des Postulates Rechsteiner einen
bundesrätlichen Bericht erstellen.
Der Ständerat folgte der Empfehlung des Bundesrates und nahm das Postulat
stillschweigend an. 51

POSTULAT
DATE: 15.03.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Im November 2020 reichte die WBK-NR ein Postulat ein, mit dem sie die Stärkung der
Nationalen Strategie Sucht durch einen Einbezug der Cyberabhängigkeit forderte,
wobei die Bereiche Bildung, Prävention, Behandlung und Risikoverminderung
berücksichtigt werden sollen. Der Bundesrat erklärte in seiner schriftlichen
Stellungnahme, dass die Erarbeitung eines Massnahmenpakets, welches nur eine
Suchtform zum Gegenstand habe, einem «suchtformübergreifenden Ansatz», wie er
bei der Nationalen Strategie Sucht angedacht sei, zuwiderlaufe. Anstatt jeder Suchtform
individuell zu begegnen, bedürfe es einer spezifischen Prävention pro Altersgruppe und
Lebenswelten. Zudem setze sich der Bund bereits mit dem Thema «Cyberabhängigkeit»
auseinander. Ein Beispiel dafür sei die Expertengruppe «Onlinesucht», die anlässlich
der Postulate Forster-Vannini (fdp, SG; Po. 09.3521) und Schmid-Federer (cvp, ZH; Po.
09.3579) ins Leben gerufen worden sei. Folglich lehne er das Postulat ab. Dieser Antrag
war im Nationalrat jedoch nicht erfolgreich. Diskussionslos nahm die grosse Kammer

POSTULAT
DATE: 09.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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das Geschäft in der Sommersession 2021 mit 123 zu 60 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
an, nachdem dieses im Rahmen der Eintretensdebatte des Bundesratsgeschäfts 20.069
diskutiert worden war. 52

Im März 2021 reichte Thomas Minder (parteilos, SH) ein Postulat zur Rechtssicherheit
bei der Produktion, dem Handel und dem Gebrauch von Cannabisprodukten ein.
Anlässlich der Sommersession 2021 führte der Postulant im Ständerat aus, dass die
verschiedenen Anwendungen der Hanfpflanze mit rechtlichen Unsicherheiten
einhergingen. Daher solle der Bundesrat in einem Bericht darlegen, wie es unter
anderem bezüglich Gesundheit, Kosmetik, Lebensmittel, Medizin und Verkehr um das
wirtschaftliche Potential und die Rechtsvorschriften der unterschiedlichen
Cannabisformen und -bestandteile stehe. Mit dem Hintergedanken der
Innovationsförderung und der Beseitigung von Unsicherheiten solle das Postulat darauf
abzielen, eine zeitgemässe und umfassende Cannabisregulierung zu erreichen.
Gesundheitsminister Berset hingegen war der Ansicht, dass bereits genügend
Informationen zu den verschiedenen Facetten, die im Zusammenhang mit Cannabis
stehen, vorhanden seien und ein neuer Bericht nicht viele Neues zutage bringen würde.
Er verwies auf verschiedene Diskussionen, welche das Parlament in der Vergangenheit
geführt habe, namentlich zu den Pilotversuchen zum Cannabiskonsum oder der
Aufhebung des Konsumverbots von Cannabis für medizinische Zwecke. Daher empfehle
der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung. Mit 30 zu 6 Stimmen hörte der Ständerat
allerdings nicht auf die Landesregierung, sondern hiess das Geschäft gut. 53

POSTULAT
DATE: 17.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Mittels Postulat wollte Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) den Bundesrat mit der
Unterbreitung von Vorschlägen betrauen, die darauf abzielen, die Promotion für
alkoholische Getränke, insbesondere bei den Jungen, einzuschränken. Die Postulantin
argumentierte mit dem in Studien mehrfach aufgezeigten Zusammenhang zwischen
Alkoholwerbung und Alkoholkonsum bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Zudem
habe die Covid-19-Pandemie einen beachtlichen Einfluss auf das psychische
Wohlbefinden dieser Altersgruppe. «Eine schlechte psychische Gesundheit» gehe
wiederum mit dem Risiko eines «problematische[n] Konsum[s] von psychotropen
Stoffen» einher. Ebenfalls bedenklich sei das Marketing in den sozialen Medien, auf
welchen Jugendliche ständig mit Werbung in Berührung kämen. Der Bundesrat
befürwortete zwar das Anliegen, war jedoch der Ansicht, dass zurzeit neue gesetzliche
Bestimmungen im Bereich der Alkoholwerbung nicht angebracht seien. Vielmehr wolle
sich die Landesregierung dafür einsetzen, dass die Bestimmungen zur Alkoholwerbung
im AlkG und im LMG vollzogen würden. Der Bundesrat erklärte sich jedoch bereit, eine
Evaluation zu den geltenden Bestimmungen von Alkohol-Werbung im Internet und den
damit verbundenen Herausforderungen vorzunehmen, und beantragte aus diesem
Grund die Annahme des Postulats. Nachdem das Geschäft im Oktober 2021 von Andreas
Glarner (svp, AG) bekämpft worden war, kam es in der Wintersession 2021 in den
Nationalrat. Dort wurde das Postulat mit 95 zu 88 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
abgelehnt. Während sich die Fraktionen der SP, GLP und der Grünen für den Vorstoss
aussprachen, nahm das bürgerliche Lager grossmehrheitlich eine ablehnende Position
ein. 54

POSTULAT
DATE: 13.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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